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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Sicherstellung der Erfüllung 
völkerrechtlicher Verpflichtungen auf dem Gebiet der gewerblichen 

Wirtschaft 
- Ducksache 794 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 

(21. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über die SIdierstellung der Erfüllung 
völkerrechtlicher Verpflichtungen auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Um die Erfüllung völkerrechtlicher 
Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land sicherzustellen, kann die Bundesregie- 
rung oder der Bundesminister für Wirtschaft 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften erlassen über 
die Herstellung, die Verarbeitung, die Lage- 
rung, die Lieferung, den Bezug, den Tran- 
sitverkehr und die Auskunftspflicht für 
Waren der gewerblichen WlrtsAaft sowie 
über die zur Errichtung von Bauwerken und 
zur Vornahme von Instandsetzungsarbeiten 
aller Art durch Betriebe der gewerblichen 
Wirtschaft erforderlichen Werkleistungen. 
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Entwurf eines Gesetzes 
über die Sicherstellung von Leistungen auf 
dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

S 1 

(1) Um die Erfüllung Völker rechtlicher Ver- 
pflichtungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die Erfüllung von Verteidigungsauf- 
gaben oder die Deckung des lebenswichtigen 
Bedarfs sicherzustellen, kann die Bundes- 
regierung oder der Bundesminister für Wirt- 
schaft mit Zustimmung des Bundes rates 
durch Rechtsverordnung Vorschriften er- 
lassen 

1. über die Heristellung, die Verarbeitung, 
die Verwendung, die Lagerung, die Liefe- 
rung und den Bezug von Waren der ge- 
werblichen Wirtschaft, 

2. über die Erzeugung, die Abgabe, die Wei- 
terleitung und den Bezug von elektrischer 
Energie, 
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Entwurf 


(2) ’K^&itsvorschriften nach Absatz 1 dür- 
fen nicht erlassen werden, wenn die Erfül- 
lung der völkerrechtlichen Verpflichtungen 
der Bundesrepublik Deutschland durch andere 
Maßnahmen im Rahmen der Wettbewerbs- 
wirtschaft sichergestellt werden kann. 


(3) Wenn die in Absatz 1 genannten Vor- 
aussetzungen entfallen, sind die erlassenen 
^edh.tsvor Schriften aufzuheben. 


(4) Durchführungsverordnungen, zu deren 
Erlaß der Bundesminister für Wirtschaft 
durch die auf Grund von Absatz 1 erlassenen 
Rechtsverordnungen ermächtigt wird, bedür- 
fen nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

(5) Auf Grund von Absatz 1 erlassene 
Rechtsverordnungen sind zu befristen. 


§ 2 

Die nach § 1 zu erlassenden Rechtsverord- 
nungen können vorsehen, daß der Bundes- 
minister für Wirtschaft zu ihrer Ausführung 
Verfügungen erläßt, soweit sich die Aus- 
wirkungen der zu regelnden Angelegenheit 
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3. über die zur Errichtung von Bauwerken 
und zur Vornahme von Instandsetzungs- 
arbeiten aller Art durch Betriebe der ge- 
werblichen Wirtschaft erforderlichen 
Werkleistungen. 

(2) Rechts Verordnungen nach Absatz 1 
dürfen nicht erlassen werden, wenn die Er- 
füllung der völkerrechtlichen Verpflich- 
tungen der Bundesrepublik Deutschland, die 

Erfüllung der Verteidigungsaufgaben oder 
die Deckung des lebenswichtigen Bedarfs 
durch marktgereclite Maßnahmen im Rah- 
men der Wettbewerbswirtschaft sichergestellt 
werden kann. Sie dürfen nur erlassen wer- 
den, um eine ernsthafte Gefährdung der Be- 
darfsdeckung zu beheben oder zu verhin- 
dern, sofern dies nicht durch andere Maß- 
nahmen, insbesondere durch Einfuhren, er- 
reicht werden kann. 

(2 a) Die in Rechtsverordnungen nach Ab- 
satz 1 zu treffenden Regelungen sind auf das 
unerläßliche Maß zu beschränken. Sie sind 
inhaltlich so zu gestalten, daß in die wirt- 
schaftliche Entschließungsfreiheit der am 
Markte Beteiligten so wenig wie möglich ein- 
gegriffen wird. 

(3) Bei dem Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen, welche die Erfüllung von völkerrecht- 
lichen Verpflichtungen oder von Verteidi- 
gungsaufgaben sicherstellen sollen, ist auf 
clen lebenswichtigen zivilen Bedarf Rücksicht 
zu nehmen. Wenn die In Absatz 1 und 2 
Satz 2 genannten Voraussetzungen entfallen 
oder die Voraussetzungen von Absatz 2 
Satz 1 vorliegen, sind die erlassenen Rechts- 
verordnungen aufzuheben. 

(4) unverändert 


(5) Auf Grund von Absatz 1 erlassene 
Rechtsverordnungen sind zu befristen; sie 

treten spätestens mit Ablauf der Geltungs- 
dauer dieses Gesetzes außer Kraft. 

§ 2 

Die nach § 1 Abs. 1 zu erlassenden Rechts- 
verordnungen können vorsehen, daß der 
Bundesminister für Wirtschaft zu ihrer Aus- 
führung Verfügungen erläßt, soweit sich die 
Auswirkungen der zu regelnden Angelegen- 
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Entwurf 

auf mehr als ein Land erstred^en, der Erlaß 
der Verfügungen im Interesse der Gesamt- 
wirtsdiaft erforderlich ist und der Zweck 
nicht durch eine nach § 4 zulässige Einzel- 
weisung erreicht werden kann. 

§ 3 

(1) Die Bundesregierung hat vor dem Erlaß 
von Rechtsverordnungen Fachausschüsse gut- 
achtlich zu hören, die von Fall zu Fall bei 
dem Bundesminister für Wirtschaft aus Ver- 
tretern der Länder, der Unternehmer und 
der Arbeitnehmer zu bilden sind; Vertretung 
der Länder im Fachausschuß ist der beim 
Bundesminister für Wirtschaft bestehende 
fachliche Länderausschuß, 

(2) Die Rechtsverordnungen sind gleich- 
zeitig mit der Zuleitung an den Bundesrat 
dem Bundestag bekanntzugeben. 

§4 

Die Bundesregierung kann in den Fällen 
des § 1 Abs. 1 im Benehmen mit den beteilig- 
ten Ländern Einzelwelsungen erteilen, wenn 
die zu regelnde Angelegenheit nach Art und 
Umfang über den Bereich eines Landes hin- 
aus von Bedeutung ist. 


§ 5 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig den auf 
Grund von § 1 Abs. 1 erlassener? Vorschrifter? 
oder einer schriftlicher? Verfügung, die auf 
einer solchen Vorschrift beruhe, zuwiderhan- 
delt, begeht, sofern die Vorschrift oder Ver- 
fügung ausdrücklich auf die Straf- und Buß- 
geldbestimmungen dieses Gesetzes verweist, 
eine Zuwiderhandlung im Sinne des Zweiten 
Abschnittes des Ersten Buches (§ß 6 bis 22) 
des Wirtschaftsstrafgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 189) und des Gesetzes 
zur V erlängerung des Wirtschaftsstrafgesetzes 
vom 17. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. 1 
S. 805); auch die Verweisungsvorschriften 
der §§ 39 und 58 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
finden Anwendung. 
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heit auf mehr als ein Land erstrecken, der 
Erlaß der Verfügungen Im Interesse der Ge- 
samtwirtschaft erforderlich ist und der 
Zweck nicht durch eine nach § 4 zulässige 
Einzelweisung erreicht werden kann. 

§ 3 

(1) entfällt 


(2) unverändert 


§ 4 

Die Bundesregierung kann im Benehmen 
mit den beteiligten Ländern zur Ausfüh- 
rung der nach § 1 Abs. 1 erlassenen Rechts- 
verordnungen Einzelweisungen erteilen, 
wenn die zu regelnde Angelegenheit nach 
Art und Umfang über den Bereich eines 
Landes hinaus von Bedeutung ist, 

§ 5 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen 
eine auf Grund des § 1 erlassene Rechtsvor- 
schrift oder gegen eine auf einer solchen 
Vorschrift beruhende schriftliche Verfügung 
verstößt, begeht eine Zuwiderhandlung im 
Sinne des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954. 


(1 a) Eine Zuwiderhandlung nach Ab- 
satz 1 liegt nur vor, wenn die Rechtsvor- 
schrift oder die schriftliche Verfügung aus- 
drücklich auf diese Strafvorschrift verweist. 
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Entwurf 

(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
in den Fallen des Absatzes 1 der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft oder die von ihm be- 
stimmte Behörde. Er nimmt in diesen Fällen 
auch die Befugnis der obersten Verwaltungs- 
behörde (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkelten) wahr. 
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(2) Für Zuwiderhandlungen gegen schrift- 
liche Verfügungen nach Absatz 1, die von 
Bundesbehörden erlassen worden sind, ist 
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten der 
Bundesminister für Wirtschaft oder die von 
Ihm bestimmte Behörde. Die Befugnisse der 
obersten Verwaltungsbehörde (§ 66 Abs. 2 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) 
werden insoweit von dem Bundesminister 
für Wirtschaft wahrgenommen. 


§ 5a 

§ 1 Nr. 7 des Gesetzes zur weiteren Ver- 
einfachung des Wirtschaftsstrafrechts (Wirt- 
schaftsstrafgesetz 1954) vom 9. Juli 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 175) in der Fassung des 
Gesetzes zur Verlängerung der Geltungs- 
dauer des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 vom 
25. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 869) 
erhält folgende Fassung: 

„7. § 5 des Gesetzes über die Sicherstellung 
von Leistungen auf dem Gebiet der ge- 
werblichen Wirtschaft vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. IS... .), “. 


§ 5b 

Artikel 10 des Gesetzes über die Abwick- 
lung der Bundesstelle für den Warenverkehr 
der gewerblichen Wirtschaft und die Errich- 
tung eines Bundesamtes für gewerbliche 
Wirtschaft (Gesetz über das Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft) vom 9. Oktober 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 281) erhält fol- 
gende Fassung: 


„Artikel 10 

Dem Bundesamt obliegt über die in Ar- 
tikel 3 genannten Aufgaben hinaus die 
Durchführung von Rechtsverordnungen, die 
auf Grund des § 1 des Gesetzes über die 
Sicherstellung von Leistungen auf dem Ge- 
biet der gewerblichen Wirtschaft vom . . . 
(Bundesgesetzbl. IS....) erlassen werden, 
soweit die Durchführung in den Rechtsver- 
ordnungen vorgesehen und eine zentrale Be- 
arbeitung erforderlich ist.“ 
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Entwurf 

§6 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
audi im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund von § 1 dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Lande Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


(2) Wenn die Voraussetzungen von Ab- 
satz 1 erfüllt sind, können Verfügungen auch 
gegenüber Unternehmen mit Sitz in Berlin 
von dem Bundesminister für Wirtschaft oder 
der Bundesstelle für den Warenverkehr der 
gewerblichen Wirtschaft erlassen werden, so- 
weit sie auf Grund der in Absatz 1 genann- 
ten Rechtsvorschriften zum Erlaß von Ver- 
fügungen zuständig sind. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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§ 6 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund von § 1 dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes, soweit in die- 
sen Rechtsverordnungen die Geltung in Ber- 
lin nicht ausdrücklich ausgeschlossen wird. 

(2) e n t f ä 1 1 1 


§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft und mit Ablauf des 
31. Dezember 1957 außer Kraft. 
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